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Zusammenfassung  

 

Deutschland braucht eine Wirtschaftspolitik, 

die den Erhalt und die Stärkung der Wachs-

tumskräfte und der Wettbewerbsfähigkeit in 

den Vordergrund stellt. Der Entwurf eines Na-

tionalen Reformprogramms (NRP) der Bun-

desregierung leistet hierzu keinen Beitrag.  

 

Anstatt den zwar gedämpften, aber weiterhin 

anhaltenden wirtschaftlichen Aufschwung für 

eine zukunftsorientierte Neuausrichtung der 

Wirtschaftspolitik hin zu modernen Rahmen-

bedingungen für unternehmerische Investitio-

nen, Innovationen und langfristigen Beschäf-

tigungsaufbau zu nutzen, verliert sich die 

Bundesregierung erneut in sozialpolitischen 

Leistungsausweitungen.  

 

Trotz des erneuten Bekenntnisses, die Bei-

träge zu den Sozialversicherungen dauerhaft 

bei unter 40 % zu begrenzen, enthält der 

NRP-Entwurf abermals keine konkreten Maß-

nahmen zur langfristigen Stabilisierung der 

Abgaben. Dabei muss gewährleistet werden, 

dass die im internationalen Vergleich sehr ho-

hen lohnbezogenen Abgaben zukünftig nicht 

durch weitere politische Leistungsverspre-

chen unnötig in die Höhe getrieben werden. 

 

Für die langfristige Sicherung der Wettbe-

werbsfähigkeit, von Wohlstand und Beschäf-

tigung gilt es zudem, dem voranschreitenden 

demografischen Wandel und ansteigendem 

Fachkräftemangel entschieden zu begegnen. 

Dafür müssen die richtigen Anreize für eine 

weitere Stärkung der Erwerbsbeteiligung und 

einen längeren Verbleib im Erwerbsleben ge-

setzt werden. Bestehende Anreize zur Früh-

verrentung müssen abgebaut und die Integra-

tion von Langzeitarbeitslosen durch zielge-

richtete und passgenaue Lösungen vorange-

trieben werden. Darüber hinaus sollte das an-

gestrebte Fachkräfteeinwanderungssetz zü-

gig und ohne Verwässerungen beschlossen 

und umgesetzt werden.   

 

Einen richtigen Schritt, um den Herausforde-

rungen der Digitalisierung zielgerichtet zu be-

gegnen und digitale Kompetenzen frühzeitig 

zu stärken, stellt der DigitalPakt Schule dar. 

Die zusätzlichen Mittel des Bundes dürfen je-

doch nicht dazu führen, dass die originär zu-

ständigen Länder nunmehr ihre Mittel zurück-

fahren. 

 

 

Im Einzelnen  

 
Beitragsbelastung zur Sozialversicherung 
dauerhaft auf unter 40 % begrenzen 
 
Es ist zu begrüßen, dass die Bundesregie-
rung die Sozialversicherungsabgaben unter 
der Marke von 40 % halten möchte. Ohne we-
sentliche Reformen wird diese Grenze jedoch 
schon in wenigen Jahren überschritten. Statt-
dessen droht ein Anstieg der Beitragssätze zu 
den Sozialversicherungen auf rund 50 % 
(Prognos, 2017). Umso wichtiger ist es, dass 
die Bundesregierung nunmehr Maßnahmen 
auf den Weg bringt, um die Einhaltung des 
40-%-Ziels dauerhaft zu sichern. Eine dauer-
hafte Begrenzung der Beitragsbelastung 
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würde verhindern, dass die sehr hohe Abga-
benbelastung des Faktors Arbeit in Deutsch-
land nicht noch weiter steigt und sich positiv 
auf Wachstum und Beschäftigung auswirken. 
 
Richtige Anreize für einen längeren Ver-
bleib im Erwerbsleben setzen  
 
Angesichts der demografischen Herausforde-
rungen müssen die Anreize für einen länge-
ren Verbleib im Erwerbsleben weiter verstärkt 
werden. Dies ist umso wichtiger, da sich im 
Rahmen des demografischen Wandels der 
Fachkräftemangel weiter verstärken wird. Die 
heute bestehenden Möglichkeiten, schon bei 
einem Rentenzugang vor der Regelaltersal-
tersgrenze eine abschlagsfreie Rente bezie-
hen zu können (z.B. „Rente ab 63“), stellen 
Fehlanreize dar und sollten schleunigst abge-
schafft werden.  
 
Die abschlagsfreie Rente ab 63 konterkariert 
die Anreize für einen längeren Verbleib im Er-
werbsleben. Zudem sollten arbeitsrechtliche 
Hindernisse bei der befristeten Beschäftigung 
im Rentenalter beseitigt und das Hinzuver-
dienstrentenrecht weiter vereinfacht werden. 
Aufgrund der erfreulicherweise immer weiter 
steigenden Lebenserwartung wird das ge-
setzliche Rentenalter langfristig auch über 67 
Jahre hinaus steigen müssen.   
 

Langzeitarbeitslosigkeit weiter abbauen  

 

Die gute Lage am Arbeitsmarkt bietet auch für 

langzeitarbeitslose Menschen Chancen auf 

Integration in Arbeit. 748.000 offene Stellen, 

darunter 142.000 im Helferbereich, wurden 

der Bundesagentur im Februar 2019 gemel-

det.  Mit 756.000 Langzeitarbeitslosen wurde 

erneut ein historischer Tiefstand bei der re-

gistrierten Langzeitarbeitslosigkeit erreicht.  

 

Für langzeitarbeitslose Menschen und Be-

triebe, die einstellen wollen, müssen zielge-

richtete und passgenaue Lösungen gefunden 

werden.  Individuelle Betreuung, Qualifizie-

rung, Aktivierung und begleitendes Coaching 

sind hier die zentralen Hebel, die die individu-

ellen Vermittlungshemmnisse des oder der 

Einzelnen in den Blick nehmen. Das Teilha-

bechancengesetz kann nur Ultima Ratio zur 

Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit 

sein.   

Fachkräfteeinwanderung aus Drittstaaten 

ausbauen  

 
Der Fachkräftemangel entwickelt sich zum 
Bremsklotz Nummer 1 für die Wettbewerbsfä-
higkeit der deutschen Wirtschaft und erfordert 
vielfältige Antworten: Neben der Aktivierung 
aller inländischen Potenziale muss auch die 
gezielte Fachkräftezuwanderung aus Dritt-
staaten verstärkt genutzt werden. Es ist daher 
zu begrüßen, dass sich die Bundesregierung 
auf den Weg gemacht hat, die Fachkräfteein-
wanderung zu vereinfachen und auszubauen. 
Der Gesetzentwurf des Fachkräfteeinwande-
rungsgesetzes nimmt zentrale Forderungen 
der Wirtschaft auf. Er bietet tragfähige und 
ausgewogene Lösungen, um die gesteuerte 
Zuwanderung von ausländischen Fachkräf-
ten zu erleichtern und gleichzeitig Missbrauch 
auszuschließen. Es ist deshalb wichtig, dass 
die Pläne im parlamentarischen Verfahren 
nicht verwässert werden. Entscheidend ist 
aber auch, dass die Bundesregierung, wie an-
gekündigt, auch Verbesserungen bei den 
Verwaltungsverfahren umsetzt.  
 
Um die gewünschte und benötigte Zuwande-
rung zu erreichen, müssen die Anträge auch 
schnell bearbeitet werden können. Die finan-
zielle und technische Ausstattung insbeson-
dere auch in unseren Auslandsvertretungen 
ist ganz entscheidend für den Erfolg aller Be-
teiligten. Monatelange Wartezeiten, wie sie 
heute noch gang und gäbe sind, müssen be-
endet werden. Statt Bürokratie, Papierbergen 
und Kleinstaaterei brauchen wir eine Be-
schleunigung und Digitalisierung der Verwal-
tungsverfahren, damit die guten Zuwande-
rungsmöglichkeiten auch in der Praxis ge-
nutzt werden können. 
 

Nationale Weiterbildungsstrategie: Enga-
gement der Unternehmen nicht verdrän-
gen, sondern erleichtern  

 
Die geplante Nationale Weiterbildungsstrate-
gie darf nicht das Engagement der Unterneh-
men einschränken oder verdrängen. Denn: 
Die Unternehmen selbst sind die größten 
Weiterbildungsanbieter. 85 % aller Unterneh-
men engagieren sich in der Weiterbildung und 
investieren 33,5 Mrd. Euro pro Jahr (IW Köln 
2017). Dies macht klar: Weiterbildung liegt im 
ureigenen Interesse der Unternehmen. Wenn 
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jemand abschätzen kann, welche Weiterbil-
dungsmaßnahmen im Zuge des digitalen 
Strukturwandels gebraucht werden, dann 
sind es die Unternehmen selbst.  
 

Öffentliche Hand und Arbeitslosenversiche-

rung sollten dieses Engagement mit Unter-

stützungsangeboten flankieren. Die Förder-

möglichkeiten, die das Qualifizierungschan-

cengesetz eröffnet, müssen zielgerichtet ge-

nutzt werden, um Anstöße zur Weiterbildung 

von Geringqualifizierten und Beschäftigten in 

kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) zu 

geben. Mitnahmeeffekte müssen vermieden 

werden. Insbesondere bei KMU kann die Po-

litik durch die Initiierung und Unterstützung 

von Weiterbildungsverbünden auf regionaler 

Ebene Anreize setzen. Eine steuerliche Wei-

terbildungsförderung auf Arbeitnehmer- und 

Unternehmensseite könnte bei überschauba-

rem bürokratischem Aufwand das Weiterbil-

dungsengagement beider Seiten noch ver-

stärken.  

 

Zielführend ist auch ein steuerfinanzierter, 

nach Betriebsgröße gestaffelter Transformati-

onszuschuss für Unternehmen (Bedingung: 

arbeitgeberseitige Eigenbeteiligung), die ei-

geninitiativ den Upskilling-Bedarf ihrer Be-

schäftigten identifizieren und diese weiter 

qualifizieren.  

DigitalPakt Schule: Richtiger Schritt – Be-

rufsschulen genauso berücksichtigen wie 

allgemeinbildende Schulen  

 

Der DigitalPakt Schule ist sinnvoll und zu-

kunftsorientiert. Bei der nun anstehenden 

Umsetzung wird es darauf ankommen, die 

Berufsschulen, damit sie die Herausforderun-

gen der Digitalisierung der Arbeitswelt adä-

quat meistern können, bei der Mittelzuwen-

dung genauso zu berücksichtigen wie allge-

meinbildende Schulen.  

 

BDA und DGB haben sich bereits im vergan-

genen Jahr gegenüber Bund und Ländern 

ausdrücklich dafür ausgesprochen, dass ein 

Anteil von rd. 25 % der bereitgestellten Mittel 

für Berufsschulen reserviert wird (entspre-

chend dem Anteil von Berufsschülern an allen 

Schülern). Ebenso muss klar sein: Die Bun-

desmittel sind als Ergänzung, nicht aber als 

Ersatz der Landesmittel zu verstehen. Die 

Länder stehen unverändert als erste in der 

Verantwortung. Insbesondere bleibt Ihnen die 

Alleinverantwortung für die Bereiche Lehrer-

qualifizierung, Erarbeitung pädagogischer 

Konzepte, Betrieb und Wartung.  

 

 

 

 

Ansprechpartner:  

 

BDA | DIE ARBEITGEBER  

Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitge-
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T +49 30 2033-1950  

volkswirtschaft@arbeitgeber.de  

Die BDA organisiert als Spitzenverband die sozial- und wirtschaftspolitischen Interessen der 

gesamten deutschen Wirtschaft. Wir bündeln die Interessen von einer Million Betrieben mit 

rund 20 Millionen Beschäftigten. Diese Betriebe sind der BDA durch freiwillige Mitgliedschaft 

in Arbeitgeberverbänden verbunden. 

 

 


